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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Verbesserung der Publizität von Aktiengesellschaften, 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung und Konzernen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Aktienrecht 

Berichtswesen, Rechnungslegung, Publizität 

Artikel 1 

Das Aktiengesetz, zuletzt geändert durch das Ge- 
setz über die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmit- 
teln und über die Gewinn- und Verlustrechnung 
vom 23. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 789), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 15 erhält folgende Fassung: 

„§ 15 

Abhängige und herrschende Unternehmen 

(1) Abhängige Unternehmen sind rechtlich 
selbständige Unternehmen, auf die ein anderes 
Unternehmen (herrschendes Unternehmen) un- 
mittelbar oder mittelbar einen beherrschenden 
Einfluß ausüben kann. 

(2) Gehört einem Unternehmen die Mehrheit 
der Anteile eines anderen Unternehmens oder 
steht ihm die Mehrheit der Stimmrechte zu 
(Mehrheitsbeteiligung), so ist es als herrschen- 
des, das andere als abhängiges Unternehmen 
anzusehen. 

(3) Welcher Teil der Anteile einem Unter- 
nehmen gehört, bestimmt sich bei Kapitalgesell- 
schaften nach dem Verhältnis des Gesamtnenn- 


betrages der ihm gehörenden Anteile zum 
Nennkapital, bei bergrechtlichen Gewerkschaf- 
ten nach der Zahl der Kuxe. Eigene Anteile sind 
bei Kapitalgesellschaften vom Nennkapital, bei 
bergrechtlichen Gewerkschaften von der Zahl 
der Kuxe abzusetzen. Satz 2 gilt auch für Ak- 
tien, auf die § 65 Abs. 7 Satz 2 anzuwenden ist. 

(4) Welcher Teil der Stimmrechte einem Un- 
ternehmen zusteht, bestimmt sich nach dem 
Verhältnis der Zahl der Stimmrechte, die es aus 
den ihm gehörenden Anteilen ausüben kann, 
zur Gesamtzahl aller Stimmrechte. Von der Ge- 
samtzahl aller Stimmrechte sind Stimmrechte 
aus eigenen Anteilen sowie aus Aktien, aus 
denen nach § 68 Abs. 6 Satz 2 keine Rechte zu- 
stehen, abzusetzen. 

(5) Zu den Anteilen, die einem Unternehmen 
gehören, rechnen auch die Anteile, die einem 
von ihm abhängigen Unternehmen oder einem 
anderen für Rechnung des Unternehmens oder 
eines von diesem abhängigen Unternehmens 
gehören." 

2. Nach § 15 werden folgende §§ 15 a und 15 b 
eingefügt: 

„§ 15 a 

Konzern und Konzernunternehmen 

(1) Sind ein herrschendes und ein oder meh- 
rere abhängige Unternehmen unter der einheit- 
lichen Leitung des herrschenden Unternehmens 
zusammengefaßt, so bilden sie einen Konzern-, 
die einzelnen Unternehmen sind Konzernunter- 
nehmen. Von einem abhängigen Unternehmen 
wird vermutet, daß es mit dem herrschenden 
Unternehmen einen Konzern bildet. 
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(2) Sind rechtlich selbständige Unternehmen, 
ohne daß das eine Unternehmen von dem an- 
deren abhängig ist, unter einheitlicher Leitung 
zusammengefaßt, so bilden sie auch einen Kon- 
zern; die einzelnen Unternehmen sind Konzern- 
unternehmen. 

§ 15 b 

Mitteilungspflicht 

(1) Sobald 

1. einem Aktionär mehr als der zehnte 
Teil der Aktien einer Aktiengesell- 
schaft mit Sitz im Inland, 

2. einer Aktiengesellschaft mehr als der 
zehnte Teil der Anteile einer anderen 
Kapitalgesellschaft oder bergrecht- 
lichen Gewerkschaft mit Sitz im In- 
land 

gehört, hat der Aktionär oder das Unterneh- 
men, dem die Anteile gehören, dies dem ande- 
ren Unternehmen unverzüglich mitzuteilen. 

(2) Eine entsprechende Mitteilungspflicht be- 
steht für 

1. einen Aktionär, sobald ihm eine 
Mehrheitsbeteiligung an einer Aktien- 
gesellschaft mit Sitz im Inland gehört, 

2. eine Aktiengesellschaft, sobald ihr 
eine Mehrheitsbeteiligung an einem 
anderen Unternehmen mit Sitz im In- 
land gehört. 

(3) Für die Feststellung der Höhe der Betei- 
ligung im Sinne der Absätze 1 und 2 gilt § 15 
Abs. 3 Satz 1 und Absatz 5. 

(4) Das Stimmrecht aus den Anteilen, die 
einem Mitteilungspflichtigen gehören, kann, bis 
er die Mitteilung nach Absatz 1 gemacht hat, 
nur für höchstens den zehnten Teil aller An- 
teile, bis er die Mitteilung nach Absatz 2 ge- 
macht hat, nur für höchstens die Hälfte aller 
Anteile und bis zur Hälfte aller Stimmrechte 
ausgeübt werden. 

(5) Besteht die Beteiligung in der mittei- 
lungspflichtigen Höhe nicht mehr, so ist dies 
unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

(6) Ein Unternehmen, dem eine Mitteilung 
nach den Absätzen 1 oder 2 gemacht worden 
ist, kann jederzeit verlangen, daß ihm das Be- 
stehen der Beteiligung nachgewiesen wird/' 

3. § 81 erhält folgende Fassung: 

„§ 81 

Berichte an den Aufsichtsrat 

(1) Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat zu 
berichten über 

1. die beabsichtigte Geschäftspolitik und 
andere grundsätzliche Fragen der 
künftigen Geschäftsführung; 


2. die Rentabilität der Gesellschaft, ins- 
besondere die Rentabilität des Eigen- 
kapitals; 

3. den Gang der Geschäfte, insbesondere 
den Umsatz, und die Lage der Gesell- 
schaft; 

4. Geschäfte, die für die Rentabilität 
oder Liquidität der Gesellschaft von 
erheblicher Bedeutung sein können. 

Außerdem ist dem Vorsitzenden des Aufsichts- 
rats und seinem Stellvertreter aus sonstigen 
wichtigen Anlässen zu berichten; als wichtiger 
Anlaß ist auch ein dem Vorstand bekanntge- 
wordener geschäftlicher Vorgang bei einem ab- 
hängigen oder herrschenden Unternehmen 
(§ 15) oder bei einem Konzern oder Konzern- 
unternehmen (§ 15 a) anzusehen, der auf die 
Lage der Gesellschaft von erheblichem Einfluß 
sein kann. 

(2) Die Berichte nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 4 sind wie folgt zu erstatten: 

1. die Berichte nach Nummer 1 min- 
destens einmal jährlich, wenn nicht 
Änderungen der Lage oder neue Fra- 
gen eine unverzügliche Berichterstat- 
tung gebieten; 

2. die Berichte nach Nummer 2 in der 
Sitzung des Aufsichtsrats, in der über 
den Jahresabschluß verhandelt wird; 

3. die Berichte nach Nummer 3 regelmä- 
ßig, mindestens vierteljährlich; 

4. die Berichte nach Nummer 4 möglichst 
so rechtzeitig, daß der Aufsichtsrat 
vor Vornahme der Geschäfte Gelegen- 
heit hat, zu ihnen Stellung zu neh- 
men. 

(3) Der Aufsichtsrat kann vom Vorstand je- 
derzeit einen Bericht verlangen über Angele- 
genheiten der Gesellschaft, über ihre recht- 
lichen und geschäftlichen Beziehungen zu ab- 
hängigen und herrschenden Unternehmen (§ 15), 
zu Konzernen und Konzernunternehmen (§ 15 a) 
sowie über geschäftliche Vorgänge bei diesen 
Unternehmen, die auf die Lage der Gesellschaft 
von erheblichem Einfluß sein können. Auch ein 
einzelnes Mitglied kann einen Bericht, jedoch 
nur an den Aufsichtsrat, verlangen; lehnt der 
Vorstand die Berichterstattung ab, so kann der 
Bericht nur verlangt werden, wenn der Vorsit- 
zende des Aufsichtsrats das Verlangen unter- 
stützt oder wenn ein Drittel der vorhandenen 
Aufsichtsratsmitglieder den Bericht fordert. 

(4) Die Berichte haben den Grundsätzen 
einer gewissenhaften und getreuen Rechen- 
schaft zu entsprechen. 

(5) Die Kenntnisnahme der Berichte darf kei- 
nem Aufsichtsratsmitglied verweigert werden. 
Der Vorsitzende des Aufsichtsrats hat die Auf- 
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sichtsratsmitglieder über die Berichte nach Ab- 
satz 1 Satz 2 spätestens in der nächsten Auf- 
sichtsratssitzung zu unterrichten. 

(6) Der Aufsichtsrat hat zu den Berichten 
nach Absatz 1 Satz 1 Stellung zu nehmen." 

4. § 95 Abs. 2 wird gestrichen; die Absätze 3 bis 6 
werden Absätze 2 bis 5. 


5. § 128 erhält folgende Fassung: 

„§ 128 

Inhalt des Geschäftsberichts 

(1) Im Geschäftsbericht sind der Geschäfts- 
verlauf, die Lage und die voraussichtliche Ent- 
wicklung der Gesellschaft, insbesondere die Er- 
folgsaussichten, darzulegen. Zu berichten ist 
auch über die Entwicklung des Umsatzes, der 
Belegschaft, der Arbeitssicherheit und des Un- 
fallschutzes sowie über Vorgänge von beson- 
derer Bedeutung nach Schluß des Geschäftsjah- 
res. 

(2) Im Geschäftsbericht ist ferner der Jahres- 
abschluß zu erläutern. Dabei sind auch wesent- 
liche Abweichungen von dem letzten Jahresab- 
schluß, namentlich Änderungen der Bewertungs- 
und Abschreibungsmethoden und der Zuord- 
nung von Aktiven und Passiven zu Bilanz- 
posten, zu erörtern. Hierbei ist auch die Nicht- 
einrechnung oder nur teilweise Einrechnung von 
Abnutzungen und sonstigen Wertminderungen 
sowie angemessenen Teilen der Betriebs- und 
Verwaltungskosten in die Herstellungskosten 
anzugeben, soweit bei der Bewertung der un- 
fertigen Erzeugnisse nach § 133 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 Satz 2 die Einrechnung zulässig ist. In 
jedem Geschäftsbericht sind Angaben zu ma- 
chen über 

1. Bestand und Zugang an Aktien, die 
ein Aktionär für Rechnung der Gesell- 
schaft oder eines abhängigen Unter- 
nehmens oder ein abhängiges Unter- 
nehmen als Gründer oder Zeichner 
oder in Ausübung eines bei einer be- 
dingten Kapitalerhöhung eingeräum- 
ten Umtausch- oder Bezugsrechts über- 
nommen hat; sind solche Aktien im 
Geschäftsjahr verwertet worden, so 
ist auch über die Verwertung unter 
Angabe des Erlöses und die Verwen- 
dung des Erlöses zu berichten; 

2. Bestand an eigenen Aktien der Ge- 
sellschaft, die sie, ein unabhängiges 
Unternehmen oder ein anderer für 
Rechnung der Gesellschaft oder eines 
abhängigen Unternehmens erworben 
oder als Pfand genommen hat; sind 
solche Aktien im Geschäftsjahr erwor- 
ben oder veräußert worden, so ist auch 
über den Erwerb oder die Veräuße- 
rung unter Angabe des Erwerbs- oder 


Veräußerungspreises und über die 
Verwendung des Erlöses zu berichten; 

3. Aktien, die bei bedingter Kapitaler- 
höhung im Geschäftsjahr bezogen 
worden sind; 

4. das genehmigte Kapital; 

5. Genußrechte, Rechte aus Besserungs- 
scheinen und ähnliche Rechte unter 
Angabe der im Geschäftsjahr neu ent- 
standenen; 

6. aus der Jahresbilanz nicht ersichtliche 
Haftungsverhältnisse einschließlich der 
Bestellung von Sicherheiten für eigene 
Verbindlichkeiten ; 

7. die Gesamtbezüge (Gehälter, Gewinn- 
beteiligungen, Aufwandsentschädigun- 
gen, Versicherungsentgelte, Provisio- 
nen und Nebenleistungen jeder Art) 
der Mitglieder des Vorstands, des 
Aufsichtsrats und eines Beirats oder 
einer ähnlichen Einrichtung jeweils 
gesondert unter Bezeichnung der ein- 
zelnen Einrichtung. In die Gesamt- 
bezüge sind auch Bezüge einzurech- 
nen, die nicht ausgezahlt, sondern in 
Ansprüche anderer Art umgewandelt 
oder zur Erhöhung anderer Ansprüche 
verwandt werden. Außer den Bezügen 
für das Geschäftsjahr sind die weite- 
ren Bezüge anzugeben, die im Ge- 
schäftsjahr gewährt, bisher aber in 
keinem Geschäftsbericht angegeben 
worden sind. Erhalten Mitglieder des 
Vorstands der Gesellschaft von ab- 
hängigen oder herrschenden Unter- 
nehmen, von Konzernen oder Kon- 
zernunternehmen für ihre Tätigkeit 
für die Gesellschaft oder für ihre Tä- 
tigkeit als gesetzlicher Vertreter oder 
Angestellter dieser Unternehmen Be- 
züge, so sind diese Bezüge gesondert 
anzugeben; 

8. die Gesamtbezüge (Abfindungen, Ruhe- 
gehälter, Hinterbliebenenbezüge und 
Leistungen verwandter Art) der frühe- 
ren Mitglieder des Vorstands und 
ihrer Hinterbliebenen. Nummer 8 
Satz 2 und 3 gilt sinngemäß. Erhalten 
frühere Mitglieder des Vorstands der 
Gesellschaft auch von abhängigen 
oder herrschenden Unternehmen, von 
Konzernen oder Konzernunternehmen 
Abfindungen oder Ruhegehälter, so 
sind diese Bezüge gesondert anzu- 
geben; 

9. den Stand der Rückstellungen für 
Ruhegehälter, Abfindungen, Hinter- 
bliebenenbezüge und Leistungen ver- 
wandter Art zugunsten aktiver und 
früherer Mitglieder des Vorstands, 
des Aufsichtsrats und eines Beirats 
oder einer ähnlichen Einrichtung und 
ihrer Hinterbliebenen; 
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10. die Mitgliedschaft der Vorstands- und 
Aufsichtsratsmitglieder in Aufsichts- 
und Geschäftsführungsorganen ande- 
rer Unternehmen; 

11. die rechtlichen und geschäftlichen 
Beziehungen zu abhängigen und herr- 
schenden Unternehmen, zu Konzernen 
und Konzernunternehmen, ferner über 
geschäftliche Vorgänge bei diesen 
Unternehmen, die auf die Lage der 
Gesellschaft von erheblichem Einfluß 
sein können; 

12. das Bestehen einer Beteiligung an der 
Gesellschaft, die ihr nach § 15 b Abs. 1 
oder 2 mitgeteilt worden ist; dabei 
ist anzugeben, wem die Beteiligung 
gehört und ob sie den fünften Teil 
aller Aktien der Gesellschaft über- 
steigt oder eine Mehrheitsbeteiligung 
(§ 15 Abs. 2) ist; 

13. Beteiligungen an Verträgen und Bin- 
dung an Beschlüsse, soweit sie ge- 
eignet sind, die Erzeugung oder die 
Marktverhältnisse für den Verkehr 
mit Waren oder gewerblichen Lei- 
stungen durch Beschränkungen des 
Wettbewerbs zu beeinflussen. 

(3) Der Bericht hat den Grundsätzen einer 
gewissenhaften und getreuen Rechenschaft zu 
entsprechen. 

(4) Im Geschäftsbericht sind alle Mitglieder 
des Vorstands und des Aufsichtsrats, auch die 
im Geschäftsjahr oder nachher ausgeschiedenen, 
mit dem Familiennamen und mindestens einem 
ausgeschriebenen Vornamen anzugeben. Der 
Vorsitzende des Aufsichtsrats, seine Stellver- 
treter und ein etwaiger Vorsitzer des Vorstands 
sind besonders zu bezeichnen. Anzugeben sind 
ferner die Vorstandsmitglieder, die dem Auf- 
sichtsrat einer anderen Aktiengesellschaft, Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien, Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung oder bergrechtlichen Ge- 
werkschaft mit eigener Rechtspersönlichkeit an- 
gehören, von deren gesetzlicher Vertretung ein 
Mitglied dem Aufsichtsrat der Gesellschaft an- 
gehört, sowie die Aufsichtsratsmitglieder, die 
Mitglieder der gesetzlichen Vertretung einer 
anderen Aktiengesellschaft, Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien, Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung oder bergrechtlichen Gewerkschaft mit 
eigener Rechtspersönlichkeit sind, deren Auf- 
sichtsrat ein Vorstandsmitglied der Gesellschaft 
angehört." 

6. § 131 erhält folgende Fassung: 

„§ 131 

Gliederung der Jahresbilanz 

(1) In der Jahresbilanz sind, wenn der Ge- 
schäftszweig keine abweichende Gliederung be- 
dingt, die gleichwertig sein muß, unbeschadet 
einer weiteren Gliederung folgende Posten ge- 
sondert auszuweisen: 


Auf der Aktivseite: 

I. Ausstehende Einlagen auf das Grund- 
kapital; 

davon eingefordert: 

II. Anlagevermögen: 

A. Sachanlagen und immaterielle An- 
lagewerte: 

1. Grundstücke und grundstücks- 
gleiche Rechte mit Geschäfts-, 
Fabrik- und anderen Bauten; 

2. Grundstücke und grundstücks- 
gleiche Rechte mit Wohnbau- 
ten; 

3. Grundstücke und grundstücks- 
gleiche Rechte ohne Bauten; 

4. Bauten auf fremden Grund- 
stücken, die nicht zu Nummer 1 
oder 2 gehören; 

5. Maschinen und maschinelle 
Anlagen; 

6. Betriebs- und Geschäftsaus- 
stattung; 

7. Vermögensgegenstände, die 
dem Ersatz und der Ergänzung 
der Sachanlagen zu dienen be- 
stimmt sind; 

8. Anlagen im Bau; 

9. Anzahlungen auf Anlagen-, 

10. Konzessionen, gewerbliche 
Schutzrechte, auch ähnliche 
Rechte sowie Lizenzen an sol- 
chen Rechten. 

B. Finanzanlagen: 

1. Beteiligungen; 

2. Wertpapiere des Anlagevermö- 
gens, die nicht zu Nummer 1 
gehören; 

3. Ausleihungen mit einer Lauf- 
zeit von mehr als vier Jahren; 

davon durch Grundpfandrechte 
gesichert: 

III. Vorräte: 

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe; 

2. unfertige Erzeugnisse; 

3. fertige Erzeugnisse, Waren. 

IV. Andere Vermögensgegenstände: 

1. geleistete Anzahlungen, soweit 

sie nicht zu II. A. Nr. 9 gehören; 

2. Forderungen aus Lieferungen und 

Leistungen; 

davon mit einer Restlaufzeit von 

mehr als einem Jahr: 
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3. Wechsel; 

davon bundesbankfähig: 

4. Schecks; 

5. Kassenbestand, Bundesbank- und 
Postscheckguthaben; 

6. Guthaben bei Kreditinstituten; 

7. Wertpapiere, die nicht zu Num- 
mern 3, 4, 8 oder 9 oder zu II. B. 
gehören; 

8. eigene Aktien unter Angabe ihres 
Nennbetrages; 

9. Anteile an einer herrschenden 
Kapitalgesellschaft oder bergrecht- 
lichen Gewerkschaft unter An- 
gabe ihres Nennbetrages, bei 
Kuxen ihrer Zahl; 

10. Forderungen an Konzernunter- 
nehmen, abhängige oder herr- 
schende Unternehmen; 

11. Forderungen aus Krediten, die 
unter § 80 fallen; 

12. sonstige Vermögensgegenstände. 

V. Rechnungsabgrenzungsposten. 

VI. Bilanzverlust. 


Auf der Passivseite: 

I. Grundkapital. 

II. Offene Rücklagen: 

1. gesetzliche Rücklage; 

2. andere Rücklagen (freie Rückla- 
gen). 

III. Wertberichtigungen. 

IV. Rückstellungen: 

1. Pensionsrückstellungen; 

2. langfristige Rückstellungen; 

3. sonstige Rückstellungen. 

V. Verbindlichkeiten mit einer Laufzeit 
von mehr als vier Jahren: 

1. Anleihen; 

davon durch Grundpfandrechte ge- 
sichert: 

2. Verbindlichkeiten gegenüber Kre- 
ditinstituten; 

davon durch Grundpfandrechte ge- 
sichert: 

3. Sozialverbindlichkeiten; 

davon durch Grundpfandrechte ge- 
sichert: 


4. sonstige Verbindlichkeiten; 

davon durch Grundpfandrechte ge- 
sichert: 

Von Nummern 1 bis 4 sind binnen 

vier Jahren fällig: 

VI. Andere Verbindlichkeiten: 

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen 

und Leistungen; 

2. Verbindlichkeiten aus der An- 
nahme gezogener Wechsel und der 
Ausstellung eigener Wechsel; 

3. Verbindlichkeiten gegenüber Kre- 
ditinstituten, soweit sie nicht zu 
V. gehören; 

4. erhaltene Anzahlungen; 

5. Sozialverbindlichkeiten, soweit sie 
nicht zu V. gehören; 

6. Verbindlichkeiten gegenüber Kon- 
zernunternehmen, abhängigen oder 
herrschenden Unternehmen; 

7. sonstige Verbindlichkeiten. 

VII. Rechnungsabgrenzungsposten. 

VIII. Bilanzgewinn. 

(2) Sind unter einen Posten fallende Gegen- 
stände bei einer Gesellschaft nicht vorhanden, 
so braucht der Posten nicht aufgeführt zu wer- 
den. 

(3) Fällt ein Gegenstand unter mehrere 
Posten, so ist bei dem Posten, unter dem er aus- 
gewiesen wird, die Mitzugehörigkeit zu den an- 
deren Posten zu vermerken, wenn dies zur 
Aufstellung einer klaren und übersichtlichen 
Jahresbilanz nötig ist. Forderungen und Ver- 
bindlichkeiten gegenüber Konzernunternehmen, 
abhängigen oder herrschenden Unternehmen 
sind in der Regel als solche auszuweisen; wer- 
den sie unter anderen Posten ausgewiesen,' so 
muß diese Eigenschaft vermerkt werden. Eigene 
Aktien und Anteile an einer herrschenden Ka- 
pitalgesellschaft oder bergrechtlichen Gewerk- 
schaft dürfen nicht unter anderen Posten aufge- 
führt werden. 

(4) Abschreibungen, Wertberichtigungen, 
Rückstellungen und Einstellungen in Sonder- 
posten mit Rücklageanteil sind bereits in der 
Jahresbilanz vorzunehmen. Gleiches gilt für 
Entnahmen aus offenen Rücklagen sowie für 
Einstellungen in offene Rücklagen, die nach Ge- 
setz oder Satzung vorzunehmen sind oder die 
Vorstand und Aufsichtsrat auf Grund einer Er- 
mächtigung in der Satzung vornehmen. Der 
Überschuß der Aktivposten über die Passiv- 
posten (Bilanzgewinn) oder der Überschuß der 
Passivposten über die Aktivposten (Bilanzver- 
lust) ist am Schluß der Jahresbilanz ungeteilt 
und gesondert auszuweisen. 
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(5) In der Jahresbilanz sind, sofern sie nicht 
auf der Passivseite auszuweisen sind, in voller 
Höhe gesondert zu vermerken. 

1. Verbindlichkeiten aus der Begebung 
und Übertragung von Wechseln; 

2. Verbindlichkeiten aus Bürgschaften, 
Wechsel- und Scheckbürgschaften; 

3. Verbindlichkeiten aus Gewährlei- 
stungsverträgen; 

4. Haftung aus der Bestellung von Sicher- 
heiten für fremde Verbindlichkeiten. 

Sie sind auch dann zu vermerken, wenn ihnen 
gleichwertige Rückgriffsforderungen gegenüber- 
stehen. Besteht die Verbindlichkeit oder die 
Haftung gegenüber einem Konzernunterneh- 
men, einem abhängigen oder einem herrschen- 
den Unternehmen, so ist dies bei den einzelnen 
Vermerken unter Angabe des Betrags anzuge- 
ben." 

7. Nach § 131 wird folgender § 131 a eingefügt: 

„§ 131 a 

Vorschriften zu einzelnen Posten der Jahres- 
bilanz 

(1) Beim Anlagevermögen sind nur die Ge- 
genstände auszuweisen, die am Abschlußstich- 
tag bestimmt sind, dauernd dem Geschäftsbe- 
trieb der Gesellschaft zu dienen. Die Zugänge 
und Abgänge, die Zuschreibungen sowie die 
Umbuchungen sind bei den einzelnen Posten 
des Anlagevermögens gesondert aufzuführen. 

(2) Als Beteiligung gelten im Zweifel Anteile 
an einer Kapitalgesellschaft, deren Nennbeträge 
insgesamt den fünften Teil des Nennkapitals 
dieser Gesellschaft erreichen, sowie Kuxe einer 
bergrechtlichen Gewerkschaft, deren Zahl insge- 
samt den fünften Teil der Kuxe dieser Gewerk- 
schaft erreicht. 

(3) Beim Grundkapital sind die Gesamtnenn- 
beträge der Aktien jeder Gattung gesondert 
anzugeben. Bedingtes Kapital ist mit dem 
Nennbetrag zu vermerken. 

(4) Bei den offenen Rücklagen sind geson- j 

dert aufzuführen j 

1. die Beträge, die die Hauptversamm- 

lung aus dem Bilanzgewinn des Vor- j 
jahres eingestellt hat; i 

2. die Beträge, die aus dem Jahresüber- j 
schuß des Geschäftsjahres eingestellt 
werden; 

3. die Beträge, die für das Geschäftsjahr 
entnommen werden. 

(5) Werden auf der Passivseite Posten aus- 
gewiesen, die auf Grund steuerlicher Vorschrif- 
ten erst bei ihrer Auflösung zu versteuern sind, , 


so sind diese Posten gesondert von den offenen 
Rücklagen unter Angabe der Vorschriften, nach 
denen sie gebildet sind, auf der Passivseite 
unter „II. a. Sonderposten mit Rücklageanteil'' 
auszuweisen. 

(6) Wertminderungen von Gegenständen des 
Anlagevermögens dürfen nur durch Wertbe- 
richtigungen, Wertminderungen von Forderun- 
gen wegen des allgemeinen Kreditrisikos dür- 
fen nur durch Pauschalwertberichtigungen be- 
rücksichtigt werden. Die auf die einzelnen Sach- 
anlagen entfallenden Wertberichtigungen, die 
Wertberichtigung zu Beteiligungen und zu Wert- 
papieren des Anlagevermögens sind gesondert, 
die Pauschalwertberichtigung ist als „Pauschal- 
wertberichtigung zu Forderungen" auszuweisen. 

(7) Rückstellungen dürfen nur für ungewisse 
Verbindlichkeiten und für drohende Verluste 
aus schwebenden Geschäften gebildet werden. 
Unter dem Posten „Pensionsrückstellungen" 
sind die Rückstellungen für laufende Pensionen 
und die für Anwartschaften auf Pensionen aus- 
zuweisen. Bei den Rückstellungen sind geson- 
dert aufzuführen: 

1. die im Geschäftsjahr in Anspruch ge- 
nommenen Rückstellungen; 

2. die im Geschäftsjahr frei gewordenen 
Rückstellungen; 

3. die neugebildeten Rückstellungen. 

(8) Forderungen dürfen nicht mit Verbind- 
lichkeiten, nicht abgerechnete Leistungen nicht 
mit Anzahlungen, Grundstücksrechte nicht mit 
Grundstückslasten verrechnet werden. Rück- 
lagen, Wertberichtigungen und Rückstellungen 
dürfen nicht als Verbindlichkeiten aufgeführt 
werden. 

(9) Als Rechnungsabgrenzungsposten dürfen 
nur ausgewiesen werden 

1. auf der Aktivseite Ausgaben vor dem 
Abschlußstichtag, soweit sie Aufwand 
für eine bestimmte Zeit nach diesem 
Tag darstellen; 

2. auf der Passivseite Einnahmen vor 
dem Abschlußstichtag, soweit sie Er- 
trag für eine bestimmte Zeit nach 
diesem Tag darstellen." 


8. § 132 erhält folgende Fassung: 

„§ 132 

Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnung 

(1) In der Gewinn- und Verlustrechnung 
sind, wenn der Geschäftszweig keine abwei- 
chende Gliederung bedingt, die gleichwertig 
sein muß, unbeschadet einer weiteren Gliede- 
rung folgende Posten in Staffelform gesondert 
auszuweisen: 
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1. Umsatzerlös 

2. Erhöhung oder 
Verminderung des 
Bestands an 
fertigen und un- 
fertigen Erzeug- 
nissen 

3. andere aktivierte 
Eigenleistungen 

4. Gesamtleistung 

5. Aufwendungen für 
Roh-, Hilfs- und 
Betriebsstoffe, für 
diesen gleichzuset- 
zende Fremdlei- 
stungen und für 
bezogene Waren 

6. Rohertrag/ 
Rohaufwand 

7. Erträge aus 
Gewinngemein- 
schaften, Gewinn- 
abführungs- und 
Teilgewinnabfüh- 
rungsverträgen 

8. Erträge aus 
Beteiligungen 

9. Erträge aus ande- 
deren Finanz- 
anlagen 

10. sonstige Zinsen 
und ähnliche 
Erträge 

11. Erträge aus dem 
Abgang von 
Gegenständen des 
Anlagevermögens 
und aus Zuschrei- 
bungen zu 
Gegenständen des 
Anlagevermögens 

12. Erträge aus der 
Herabsetzung der 
Paüschalwert- 
berichtigung zu 
Forderungen 

13. Erträge aus der 
Auflösung von 
Rückstellungen 

14. sonstige 
Erträge 

15. Erträge aus Ver- 
lustübernahme 

16. Löhne und 
Gehälter 


17. soziale Abgaben 

18. Aufwendungen für 
die Sicherung der 
Arbeitnehmer im 
Alter und bei 
Invalidität 

19. sonstige nicht 
betriebsbedingte 
soziale Aufwen- 
dungen 

20. Wertberichtigun- 
gen auf Sachanla- 
gen und 
immaterielle 
Anlagewerte 

davon steuerrecht- 
liche Sonder- 
abschreibungen: 

21. Wertberichtigun- 
gen auf Finanz- 
anlagen mit 
Ausnahme des 
Betrags, der in 
der Pauschalwert- 
berichtigung zu 
Forderungen 
enthalten ist 

davon steuer- 
rechtliche Sonder- 
abschreibungen: 

22. Absetzungen auf 
andere Vermö- 
gensgegenstände 
(§ 131 Abs. 1 Ak- 
tivseite IV.) und 
Pauschalwertbe- 
richtigungen zu 
Forderungen 

23. Verluste aus dem 
Abgang von Ge- 
genständen des 
Anlagevermögens 

24. Zinsen und ähn- 
liche Aufwen- 
dungen 

25. Steuern 

a) vom Ein- 
kommen 

b) vom Er- 

trag und 
vom Ver- 
mögen 

c) Lasten- 
aus- 
gleichs- 

abgaben 

d) sonstige 
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26. Aufwendungen 
aus Verlustüber- 
nahme 

27. sonstige Aufwen- 
dungen 

28. auf Grund einer 
Gewinngemein- 
schaft, eines Ge- 
winnabführungs- 
und eines Teil- 
gewinnabführungs- 
vertrages abge- 
führte Gewinne 


29. Jahresüberschuß/ 
Jahresfehlbetrag 

30. Gewinnvortrag/ 
Verlustvortrag 
aus Vorjahr 

31. Entnahmen aus 
offenen Rücklagen 

a) aus der gesetz- 
lichen Rücklage . 

b) aus freien 
Rücklagen 

32. Einstellungen in 
offene Rücklagen 

a) Beträge, die 
nach Gesetz 
oder Satzung 
aus dem Jahres- 
überschuß in 
die gesetzliche 
Rücklage einzu- 
stellen sind 

b) Beträge, die 
nach der Sat- 
zung aus dem 
Jahresüber- 
schuß in freie 
Rücklagen ein- 
zustellen sind 

c) Beträge, die 
Vorstand und 
Aufsichtsrat 
auf Grund einer 
Ermächtigung 
in der Satzung 
aus dem Jahres- 
überschuß in 
freie Rück- 
lagen einge- 
stellt haben 

33. Bilanzgewinn/ 
Bilanzverlust 


(2) Sind unter einen Posten fallende Auf- 
wendungen oder Erträge bei einer Gesellschaft 
nicht angefallen, so braucht der Posten nicht 
ausgewiesen zu werden. 


(3) Bei der Ermittlung der Umsatzerlöse dür- 
fen nur Preisnachlässe und zurückgewährte Ent- 
gelte abgesetzt werden. 

(4) Sind am Abschlußstichtag keine Aktien 
der Gesellschaft an einer deutschen Börse zum 
amtlichen Handel zugelassen oder in den gere- 
gelten Freiverkehr einbezogen und ist auch 
nicht die Zulassung von Aktien zum amtlichen 
Handel an einer deutschen Börse beantragt, so 
brauchen die Posten unter Absatz 1 Nr. 1 bis 5 
nicht gesondert ausgewiesen zu werden, wenn 

1. die Bilanzsumme drei Millionen Deut- 
sche Mark nicht übersteigt, 

2. die Gesellschaft eine Familiengesell- 
schaft ist und die Bilanzsumme zehn 
Millionen Deutsche Mark nicht über- 
steigt; als Familiengesellschaften gel- 
ten solche Aktiengesellschaften, deren 
Aktionär eine einzelne natürliche 
Person ist oder deren Aktionäre na- 
türliche Personen sind, die unterein- 
ander im Sinne von § 10 Nr. 2 bis 5 
des Steueranpassungsgesetzes vom 
16. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 925) verwandt oder verschwägert 
sind. 

Macht eine Familiengesellschaft von der Befug- 
nis nach Satz 1 Gebrauch, so kann jeder Aktio- 
när verlangen, daß ihm in der Hauptversamm- 
lung über den Jahresabschluß die Gewinn- und 
Verlustrechnung in der Form vorgelegt wird, 
die sie ohne Anwendung des Satzes 1 hätte." 

9. § 133 erhält folgende Fassung: 

„§ 133 

Wertansätze in der Jahresbilanz 

(1) Für den Ansatz der einzelnen Posten der 
Jahresbilanz gelten folgende Vorschriften: 

1. Gegenstände des Anlagevermögens, 
deren Nutzung zeitlich begrenzt ist, 
dürfen höchstens zu den Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten, vermindert 
um planmäßige Wertberichtigungen 
entsprechend der voraussichtlichen 
Nutzungsdauer sowie um sonst nach 
den Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung gebotene Wertberichti- 
gungen, bewertet werden. Wertberich- 
tigungen, die über das nach Satz 1 zu- 
lässige Maß hinausgehen, sind geson- 
dert auszuweisen. Bei der Berechnung 
der Herstellungskosten dürfen in ange- 
messenem Umfang Abnutzungen oder 
sonstige Wertminderungen sowie an- 
gemessene Teile der Betriebs- und 
Verwaltungskosten eingerechnet wer- 
den, die auf den Zeitraum der Her- 
stellung entfallen; Vertriebskosten 
gelten nicht als Betriebs- und Ver- 
waltungskosten. 
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Andere Gegenstände des Anlagever- 
vermögens dürfen höchstens zu den 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
angesetzt werden, vermindert um 
Wertberichtigungen wegen einer vor- 
aussichtlich dauernden Wertminde- 
rung. 

Für immaterielle Anlagewerte darf 
ein Aktivposten nur angesetzt wer- 
den, wenn sie entgeltlich erworben 
wurden. 

Die Zugänge sind mit den Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten aufzu- 
führen. 

2. Die Vorräte und die anderen Ver- 
mögensgegenstände dürfen höchstens 
zu den Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten angesetzt werden. Für die 
Berechnung der Herstellungskosten 
gilt Nummer 1 Abs. 1 Satz 2. 

Sind die Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten höher als der Wert, der 
sich aus dem Börsen- oder Marktpreis 
am Abschlußstichtag nach Abzug noch 
zu erwartender Aufwendungen und 
Erlösschmälerungen ergibt, so ist 
höchstens dieser Wert anzusetzen. 

Ist ein Börsen- oder Marktpreis nicht 
festzustellen und übersteigen die An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten 
den Wert, der den Gegenständen am 
Abschlußstichtag unter Berücksichti- 
gung noch zu erwartender Aufwen- 
dungen und Erlösschmälerungen bei- 
zulegen ist, so ist höchstens dieser 
Wert anzusetzen. 

3. Die Aufwendungen für die Gründung 
und die Kapitalbeschaffung dürfen 
nicht als Aktivposten eingesetzt wer- 
den. Die Kosten der Einrichtung des 
Geschäftsbetriebes der Gesellschaft 
dürfen unter die Posten des Anlage- 
vermögens nur insoweit aufgenommen 
werden, als die künftige Ertragslage 
dies bei vorsichtiger Beurteilung ge- 
rechtfertigt erscheinen läßt; der Be- 
trag ist gesondert auszuweisen und in 
nicht mehr als fünf Jahren durch Ab- 
setzungen zu tilgen. 

4. Für den Geschäfts- und Firmenwert 
darf kein Aktivposten eingesetzt wer- 
den. übersteigt jedoch die für die 
Übernahme eines Unternehmens be- 
wirkte Gegenleistung die Werte der 
einzelnen Vermögensgegenstände des 
Unternehmens im Zeitpunkt der Über- 
nahme, so darf der Unterschied unter 
die Posten des Anlagevermögens auf- 
genommen werden. Der Betrag ist ge- 
sondert auszuweisen und in nicht 
mehr als fünf Jahren durch Absetzun- 
gen zu tilgen. 


5. Das Grundkapital ist zum Nennbetrag 
anzusetzen. 

6. Verbindlichkeiten sind zu ihrem Rück- 
zahlungsbetrag anzusetzen. Renten- 
verpflichtungen können zu ihrem Bar- 
wert angesetzt werden. 

7. Ist der Rückzahlungsbetrag von Ver- 
bindlichkeiten mit einer Laufzeit von 
mindestens zehn Jahren sowie von 
Anleihen höher als der Ausgabebe- 
trag, so darf der Unterschied unter die 
Rechnungsabgrenzungsposten der Ak- 
tivseite aufgenommen werden. Der 
Betrag ist gesondert auszuweisen und 
durch jährliche Absetzungen zu tilgen, 
die auf die gesamte Laufzeit verteilt 
werden dürfen. 

(2) Bei den Gegenständen des Anlagever- 
mögens dürfen stille Rücklagen nicht gebildet 
werden. 

(3) Bei den Vorräten und den anderen Ver- 
mögensgegenständen dürfen stille Rücklagen 
durch Unterbewertung oder durch Vornahme 
von Absetzungen über das nach den Grund- 
sätzen ordnungsmäßiger Buchführung gebotene 
oder steuerlich zulässige Maß hinaus nicht ge- 
bildet werden; Wertschwankungen dieser Ge- 
genstände, die bis zu ihrer Verwertung zu er- 
warten sind, dürfen insoweit berücksichtigt 
werden, als dies nach vernünftiger kauf- 
männischer Beurteilung erforderlich erscheint, 
um einen Verlust bei der Verwertung in näch- 
ster Zukunft nicht mehr auftreten zu lassen. 

(4) Die Bildung stiller Rücklagen durch Ein- 
stellung von Rückstellungen, die bei vernünf- 
tiger kaufmännischer Beurteilung ihrer Höhe 
nach nicht notwendig sind, ist unzulässig. 

(5) Die Absätze 2 bis 4 finden keine Anwen- 
dung, soweit die Bildung stiller Rücklagen nach 
anderen gesetzlichen Vorschriften zulässig ist." 


„§ 134 

Formblätter für den Jahresabschluß 

(1) Der Bundesminister der Justiz wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit* dem Bundes- 
minister für Wirtschaft durch Rechtsverordnung 
Formblätter oder andere Vorschriften für die 
Gliederung des Jahresabschlusses zu erlassen, 
wenn der Geschäftszweig eine von § 131 Abs. 1 
und 5, § 132 Abs. 1 abweichende Gliederung des 
Jahresabschlusses bedingt. Die Rechtsverord- 
nung bedarf nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates. 

(2) Hat eine Gesellschaft mehrere Geschäfts- 
zweige und bedingen diese die Gliederung des 
Jahresabschlusses nach verschiedenen Gliede- 
rungsvorschriften, so hat die Gesellschaft den 
Jahresabschluß nach der für einen ihrer Ge- 


10. § 134 erhält folgende Fassung; 
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schäftszweige vorgeschriebenen Gliederung auf- 
zustellen und nach der für ihre anderen Ge- 
schäftszweige vorgeschriebenen Gliederung zu 
ergänzen." 

11. § 139 erhält folgende Fassung: 

„§ 139 

Prüfungsbericht 

(1) Die Abschlußprüfer haben über das Er- 
gebnis ihrer Prüfung schriftlich zu berichten. Im 
Bericht ist festzustellen, ob die Buchführung, 
der Jahresabschluß und der Geschäftsbericht 
den gesetzlichen Vorschriften und der Satzung 
entsprechen und ob der Vorstand die verlangten 
Aufklärungen und Nachweise erbracht hat. Die 
Posten des Jahresabschlusses sind aufzugliedern 
und ausreichend zu erläutern. Außerdem sind 
die Entwicklung der Vermögens- und Ertrags- 
verhältnisse sowie die Bilanzstruktur darzustel- 
len; zur Einhaltung der Vorschriften des § 133 
ist Stellung zu nehmen. 

(2) Stellen die Abschlußprüfer bei Wahr- 
nehmungen ihrer Aufgaben Tatsachen fest, die 
den Bestand des Unternehmens gefährden oder 
seine Entwicklung wesentlich beeinträchtigen 
können oder schwerwiegende Verstöße des 
Vorstands gegen Gesetz oder Satzung erkennen 
lassen, so haben sie auch darüber in einem be- 
sonderen Abschnitt zu berichten. 

(3) Die Abschlußprüfer haben den Bericht zu 
unterzeichnen, den Vorstandsmitgliedern vor- 
zulegen und allen Mitgliedern des Aufsichts- 
rats zur Kenntnisnahme auszuhändigen." 


ZWEITER ABSCHNITT 

Verbesserung der Publizität von 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

Artikel II 

Auf Gesellschaften mit beschränkter Haftung mit 
in der Regel mindestens zweitausend Arbeitneh- 
mern und einer Jahresbilanzsumme von mindestens 
fünfzig Millionen Deutsche Mark, mit in der Regel 
mindestens zweitausend Arbeitnehmern und einem 
Jahresumsatz von mindestens einhundert Millionen 
Deutsche Mark oder mit einer Jahresbilanzsumme 
von mindestens fünfzig Millionen Deutsche Mark 
und einem Jahresumsatz von mindestens einhun- 
dert Millionen Deutsche Mark finden die Vorschrif- 
ten des Aktiengesetzes über die Aufstellung und 
den Inhalt des Geschäftsberichts (§§ 127, 128), über 
die Gliederung der Jahresbilanz und die Auswei- 
sung einzelner Posten (§§ 131, 131 a) , über die Glie- 
derung der Gewinn- und Verlustrechnung (§ 132), 
über die Prüfung des Jahresabschlusses und seine 
Bekanntmachung (§§ 135 bis 141, 143, 144) sinnge- 
mäße Anwendung, wobei an die Stelle der Haupt- 
versammlung in der Aktiengesellschaft die Ver- 
sammlung der Gesellschafter der Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung, an die Stelle des Vorstands 
die Geschäftsführer treten. 


DRITTER ABSCHNITT 
Rechnungslegung im Konzern 
Artikel III 

§ 1 

Aufstellung von Konzernabschlüssen und Konzern- 
geschäftsberichten 

(1) Hat die Leitung eines Konzerns (§ 15 a AktG) 
ihren Sitz (Hauptniederlassung) im Inland, so hat 
sie auf den Stichtag des Jahresabschlusses eines der 
Konzernunternehmen eine Konzernbilanz und eine 
Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung (Konzern- 
abschluß) sowie einen Konzerngeschäftsbericht auf- 
zustellen. Der Konzernabschluß und der Konzern- 
geschäftsbericht sind in den ersten fünf Monaten 
nach dem Stichtag des Konzernabschlusses aufzu- 
stellen. 

(2) In den Konzernabschluß ist jedes Konzernun- 
ternehmen einzubeziehen, dessen Anteile zu mehr als 
der Hälfte Konzernunternehmen gehören. Von der 
Einbeziehung eines solchen Konzernunternehmens 
ist abzusehen, wenn sie den Aussagewert des Kon- 
zernabschlusses beeinträchtigen würde. Andere Kon- 
zernunternehmen können in den Konzernabschluß 
einbezogen werden; sie müssen einbezogen werden, 
wenn ihre Einbeziehung zu einer anderen Beurtei- 
lung der Vermögens- oder Ertragslage des Kon- 
zerns führt. 

§ 2 

Aufstellung von Teilkonzernabschlüssen und Teil- 
konzerngeschäftsberichten 

Hat die Konzernleitung ihren Sitz (Hauptnieder- 
lassung) im Ausland, so haben die gesetzlichen Ver- 
treter (Inhaber) der der Konzernleitung am näch- 
sten stehenden Unternehmen mit Sitz (Hauptnieder- 
lassung) im Inland einen Teilkonzernabschluß und 
einen Teilkonzerngeschäftsbericht aufzustellen, für 
die die §§ 1, 3 bis 9 dieses Artikels sinngemäß gel- 
ten. Die Aufstellung von Teilkonzernabschlüssen 
und Teilkonzerngeschäftsberichten kann unterblei- 
ben, wenn die Konzernleitung einen Konzernab- 
schluß im Bundesanzeiger bekanntmacht, der nach 
den Grundsätzen der §§ 3 bis 5 dieses Artikels auf- 
gestellt und von Wirtschaftsprüfern geprüft worden 
ist. 

§ 3 

Konzernbilanz 

(1) In der Konzernbilanz sind die auf den Stich- 
tag des Konzernabschlusses aufgestellten Bilanzen 
der einbezogenen Konzernunternehmen nach folgen- 
den Grundsätzen zusammenzufassen: 

1. An die Stelle der Anteile an den in den 
Konzernabschluß einbezogenen Unterneh- 
men treten die Vermögensgegenstände 
und Verbindlichkeiten, die Sonderposten 
mit Rücklageanteil, Rückstellungen, Wert- 
berichtigungen und Rechnungsabgren- 
zungsposten aus den Bilanzen dieser Un- 
ternehmen, und zwar, soweit nicht nach 
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Absatz 2 ein niedrigerer Wert einzuset- 
zen ist, mit den in diesen Bilanzen einge- 
setzten Werten; 

2. für Anteile konzernfremder Gesellschafter 
an den in den Konzernabschluß einbezoge- 
nen Unternehmen ist in Höhe ihres An- 
teils an Kapital, offenen Rücklagen und 
Gewinn ein „Ausgleichsposten für Anteile 
in Fremdbesitz" gesondert auszuweisen; 
der auf Gewinn entfallende Betrag ist ge- 
sondert anzugeben; 

3. sind die Wertansätze der Anteile an den 
in den Konzernabschluß einbezogenen Un- 
ternehmen höher oder niedriger als der 
auf die Anteile entfallende Betrag des Ka- 
pitals und der offenen Rücklagen der Un- 
ternehmen, so ist der Unterschiedsbetrag 
gesondert auszuweisen; 

4. Forderungen und Verbindlichkeiten zwi- 
schen den in den Konzernabschluß einbe- 
zogenen Unternehmen sind wegzulassen. 

(2) Am Stichtag des Konzernabschlusses bei 
einem einbezogenen Unternehmen vorhandene Ver- 
mögensgegenstände, die ganz oder teilweise Liefe- 
rungen oder Leistungen anderer einbezogener Un- 
ternehmen darstellen, dürfen, wenn sie 

1. ohne oder nach Bearbeitung oder Verar- 
beitung zur Weiterveräußerung bestimmt 
sind oder 

2. außerhalb des üblichen Lieferungs- und 
Leistungsverkehrs erworben wurden, 

in der Konzernbildung höchstens zu dem Wert an- 
gesetzt werden, zu dem sie, wenn die einbezogenen 
Unternehmen auch rechtlich ein einziges Unterneh- 
men bilden würden, in der auf den gleichen Stich- 
tag aufgestellten Jahresbilanz dieses Unternehmens 
nach § 133 des Aktiengesetzes höchstens angesetzt 
werden dürften. 

(3) Die in den Konzernabschluß einbezogenen 
Unternehmen sollen denselben Abschlußstichtag ha- 
ben. Weicht der Stichtag des Jahresabschlusses eines 
einbezogenen Unternehmens von dem Stichtag des 
Konzernabschlusses ab, so ist ein Abschluß zu- 
grunde zu legen, der auf den Stichtag des Konzern- 
abschlusses für den Zeitraum aufgestellt ist, auf den 
sich der Konzernabschluß erstreckt. Der Abschluß 
bedarf, wenn ein Aufsichtsrat vorgesehen ist, seiner 
Billigung. 

(4) Auf die Konzernbilanz sind, soweit ihre Ei- 
genart keine Abweichung bedingt, die §§ 129, 131 
Abs. 1 bis 3, 5, § 131 a Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, 3, 5, 7 
bis 9 des Aktiengesetzes anzuwenden. Die Vorräte 
können in einem Posten ausgewiesen werden. 

§ 4 

Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung 

(1) In der Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung 
sind die auf den Stichtag des Konzernabschlusses 
aufgestellten Gewinn- und Verlustrechnungen der 
einbezogenen Konzernunternehmen nach folgenden 
Grundsätzen zusammenzufassen: 


1. Bei den Umsatzerlösen sind die Erlöse aus 
Lieferungen und Leistungen zwischen den 
in den Konzernabschluß einbezogenen Un- 
ternehmen (Innenumsatzerlöse) getrennt 
von den Außenumsatzerlösen auszuwei- 
sen, wenn sie nicht mit den auf sie entfal- 
lenden Aufwendungen der Empfänger der 
Lieferungen und Leistungen verrechnet 
oder als Bestandsänderungen oder als an- 
dere aktivierte Eigenleistungen ausgewie- 
sen werden; 

2. andere Erträge aus Leistungen zwischen 
den in den Konzernabschluß einbezogenen 
Unternehmen sind mit den auf sie entfal- 
lenden Aufwendungen der Empfänger der 
Leistungen zu verrechnen. 

(2) § 3 Abs. 3 Satz 2 und 3 dieses Artikels gilt 
sinngemäß. 

(3) Auf die Konzern-Gewinn- und Verlustrech- 
nung sind, soweit ihre Eigenart keine Abweichung 
bedingt, die §§ 129, 132 des Aktiengesetzes anzu- 
wenden. Die Entnahmen aus offenen Rücklagen und 
die Einstellungen in offene Rücklagen können je in 
einem Posten ausgewiesen werden. Der konzern- 
fremden Gesellschaftern zustehende Gewinn ist vor 
dem Posten „KonzerngewimVKonzernverlust" ge- 
sondert auszuweisen. 

§ 5 

Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung 
in vereinfachter Form 

(1) Für die Konzern-Gewinn- und Verlustrech- 
nung kann eine vereinfachte Form verwandt wer- 
den, wenn die Erträge aus Lieferungen und Leistun- 
gen zwischen den in den Konzernabschluß einbezo- 
genen Unternehmen mit den auf sie entfallenden 
Aufwendungen der Empfänger der Lieferungen und 
Leistungen verrechnet oder als Bestandsänderungen 
oder als andere aktivierte Eigenleistungen ausge- 
wiesen werden. 

(2) Bei Verwendung der vereinfachten Form sind, 
wenn der wirtschaftliche Zweck des Konzerns keine 
abweichende Gliederung bedingt, die gleichwertig 
sein muß, unbeschadet einer weiteren Gliederung 
folgenden Posten in Staffelform gesondert auszuwei- 
sen: 

1. Außenumsatzerlöse 

2. nicht gesondert auszu- 

weisende Aufwendun- 
gen nach Verrechnung 
mit Bestandsände- 
rungen und Eigen- 
leistungen 


3. Erträge aus Beteiligun- 
gen an nicht in den 
Konzernabschluß ein- 
bezogenen Unter- 
nehmen 

4. Erträge aus anderen 
Finanzanlagen 
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5. sonstige Zinsen und 
ähnliche Erträge 

6. Erträge aus Zu- 
schreibungen 

7. Erträge aus der Auf- 
lösung von Rück- 
stellungen 

8. sonstige Erträge 


9. Abschreibungen und 
Wertberichtigungen 
auf Sachanlagen und 
immaterielle Anlage- 
werte 

10. Abschreibungen und 
Wertberichtigungen auf 
Finanzanlagen 

11. Zinsen und ähnliche 
Aufwendungen 

12. Steuern 

a) vom Ein- 
kommen, 
vom Ertrag 
und vom 

Vermögen 

b) sonstige 

13. Aufwendungen aus 
der Übernahme des 
Verlustes eines nicht 
in den Konzernabschluß 
einbezogenen Unter- 
nehmens 

14. Jahresüberschuß/ 
Jahresfehlbetrag 

15. Gewinnvortrag/ 
Verlustvortrag aus 
dem Vorjahr 


16. Entnahmen aus 
offenen Rücklagen 


17. Einstellungen in 
offene Rücklagen 


18. konzernfremden Ge- 
sellschaftern zustehen- 
der Gewinn 

19. Konzerngewinn/ 
Konzernverlust 


(3) In einem Teilkonzernabschluß sind Gewinne, 
die auf Grund eines Gewinnabführungs- und eines 
Teilgewinnabführungsvertrags an nicht in den Teil- 
konzernabschluß einbezogene Unternehmen abzu- 
führen sind, vor dem Posten „Jahresüberschuß/Jah- 
resfehlbetrag", und Verluste, die von einem nicht in 


den Konzernabschluß einbezogenen Unternehmen zu 
übernehmen sind, nach dem Posten „sonstige Er- 
träge" gesondert auszuweisen. 

(4) § 3 Abs. 3 Satz 2 und 3 dieses Artikels gilt 
sinngemäß. § 132 Abs. 2 und 3 des Aktiengesetzes 
ist anzuwenden. 

§ 6 

Konzerngeschäftsbericht 

(1) Im Konzerngeschäftsbericht sind die zum Kon- 
zern gehörenden Unternehmen einzeln aufzuführen. 
Die in den Konzernabschluß einbezogenen Unter- 
nehmen sind zu bezeichnen. Werden Unternehmen, 
deren Anteile zu mehr als der Hälfte Konzernunter- 
nehmen gehören, nicht in den Konzernabschluß ein- 
bezogen, so ist dies näher zu begründen. Dem Kon- 
zerngeschäftsbericht sind auf den Stichtag des 
Konzernabschlusses aufgestellte Abschlüsse dieser 
Unternehmen beizufügen. 

(2) Im Konzerngeschäftsbericht sind der Geschäfts- 
verlauf und die Lage des Konzerns und der in den 
Konzernabschluß einbezogenen Unternehmen darzu- 
legen. Zu berichten ist auch über Vorgänge von be- 
sonderer Bedeutung, die nach dem Stichtag des Kon- 
zernabschlusses eingetreten sind. Sind bei Konzern- 
unternehmen, die nicht in den Konzernabschluß 
einbezogen sind, größere Verluste entstanden oder 
zu erwarten, so ist dies anzugeben. 

(3) Im Konzerngeschäftsbericht ist ferner der 
Konzernabschluß zu erläutern. Dabei sind auch we- 
sentliche Abweichungen von dem letzten Konzern- 
abschluß zu erörtern. In jedem Konzerngeschäfts- 
bericht sind Angaben zu machen über 

1. die Ursachen und den bilanzmäßigen Cha- 
rakter eines nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 dieses 
Artikels ausgewiesenen Unterschiedsbe- 
trags; 

2. aus dem Konzernabschluß nicht ersichtliche 
Haftungsverhältnisse einschließlich der Be- 
stellung von Sicherheiten für Verbindlich- 
keiten der in den Konzernabschluß ein- 
bezogenen Unternehmen; 

3. die rechtlichen und geschäftlichen Bezie- 
hungen zu Unternehmen, die nicht zum 
Konzern gehören, aber mit einem Kon- 
zernunternehmen verbunden sind, ferner 
über geschäftliche Vorgänge bei diesen 
Unternehmen, die auf die Lage des Kon- 
zerns von erheblichem Einfluß sein kön- 
nen. 

(4) Der Bericht hat den Grundsätzen einer gewis- 
senhaften und getreuen Rechenschaft zu entsprechen. 

§ 7 

Einreichung von Unterlagen 

(1) Alle Konzernunternehmen haben der Kon- 
zernleitung ihre Jahresabschlüsse, Geschäftsberichte 
und, wenn eine Prüfung des Jahresabschlusses statt- 
gefunden hat, ihre Prüfungsberichte sowie, wenn 
der Stichtag des Jahresabschlusses von dem Stichtag 
des Konzernabschlusses abweicht, einen auf den 
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Stichtag des Konzernabschlusses aufgestellten Ab- 
schluß unverzüglich einzureichen. 

(2) Die Konzernleitung kann von jedem Konzern- 
unternehmen alle Aufklärungen und Nachweise ver- 
langen, welche die Aufstellung des Konzernabschlus- 
ses und des Konzerngeschäftsberichts fordert. 

§ 8 

Prüfung des Konzernabsdilusses 

(1) Der Konzernabschluß ist unter Einbeziehung 
des Konzerngeschäftsberichts durch einen oder meh- 
rere sachverständige Prüfer (Konzernabschlußprüfer) 
zu prüfen. Für die Bestellung der Prüfer gelten die 
§§ 136, 137 des Aktiengesetzes entsprechend. 

(2) Die Prüfung des Konzernabschlusses hat sich 
darauf zu erstrecken, ob die Vorschriften über den 
Konzernabschluß beachtet sind. Der Konzernge- 
schäftsbericht ist darauf zu prüfen, ob § 6 Abs. 1, 3 
und 4 dieses Artikels beachtet ist und ob die sonsti- 
gen Angaben im Bericht nicht eine falsche Vorstel- 
lung von der Lage des Konzerns und der Konzern- 
unternehmen erwecken. § 135 Abs. 3 des Aktien- 
gesetzes sowie §§ 27 bis 32 der 1. DVO zum Aktien- 
gesetz gelten sinngemäß. 

(3) Die Konzernabschlußprüfer haben auch die 
dem Konzernabschluß zugrunde gelegten Abschlüsse 
der in den Konzernabschluß einbezogenen Unter- 
nehmen darauf zu prüfen, ob sie den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung entsprechen. Dies 
gilt nicht für Abschlüsse, die nach §§ 135 bis 141 des 
Aktiengesetzes oder nach anderen gesetzlichen Vor- 
schriften oder die ohne gesetzliche Verpflichtung 
nach den Grundsätzen der §§ 135, 137 bis 140 des 
Aktiengsetzes geprüft worden sind. 

(4) Die Konzernleitung hat den Konzernabschluß- 

prüfern den Konzernabschluß und den Konzernge- 
schäftsbericht, die Jahresabschlüsse, Geschäftsbe- 
richte und Prüfungsberichte aller Konzernunterneh- 
men sowie die ihr nach § 7 Abs. 1 dieses Artikels 
eingereichten Abschlüsse vorzulegen. § 138 des 

Aktiengesetzes gilt sinngemäß. Die Konzernab- 
schlußprüfer haben die Rechte nach § 138 Abs. 2 
und 3 des Aktiengesetzes auch gegenüber den Ab- 
schlußprüfern der Konzernunternehmen. 

(5) Die Konzernabschlußprüfer haben über das 
Ergebnis der Prüfung schriftlich zu berichten und 
den Bericht zu unterzeichnen. Der Bericht ist der 
Konzernleitung vorzulegen. 

(6) Sind nach dem abschließenden Ergebnis der 
Prüfung keine Einwendungen zu erheben, so haben 
die Konzernabschlußprüfer dies durch folgenden 
Vermerk zum Konzernabschluß zu bestätigen: 

Der Konzernabschluß und der Konzerngeschäfts- 
bericht entsprechen nach meiner (unserer) pflicht- 
mäßigen Prüfung den gesetzlichen Vorschriften. 

Sind Einwendungen zu erheben, so haben die Kon- 
zernabschlußprüfer die Bestätigung 'einzuschränken 


oder zu versagen. Die Konzernabschlußprüfer haben 
den Bestätigungsvermerk mit Angabe von Ort und 
Tag zu unterzeichnen. Der Bestätigungsvermerk ist 
auch in den Prüfungsbericht aufzunehmen. 

(7) Ändert die Konzernleitung den Konzernab- 
schluß oder den Konzerngeschäftsbericht, nachdem 
ihr der Prüfungsbericht vorgelegt worden ist, so 
haben die Konzernabschlußprüfer den Konzernab- 
schluß und den Konzerngeschäftsbericht erneut zu 
prüfen, soweit es die Änderung erfordert. Ein be- 
reits erteilter Bestätigungsvermerk ist unwirksam. 

(8) § 141 des Aktiengesetzes über die Verant- 
wortlichkeit der Abschlußprüfer gilt sinngemäß. 

§ 9 

Bekanntmachung des Konzernabschlusses 

(1) Die Konzernleitung hat den Konzernabschluß 
mit Bestätigungsvermerk und den Konzerngeschäfts- 
bericht unverzüglich zum Handelsregister ihres 
Sitzes (Hauptniederlassung) einzureichen. Auf dem 
eingereichten Konzernabschluß haben die Konzern- 
abschlußprüfer durch ihre Unterschrift zu bestätigen, 
daß sie den Bestätigungsvermerk zu diesem Kon- 
zernabschluß erteilt haben. Haben die Konzernab- 
schlußprüfer die Bestätigung des Konzernabschlusses 
versagt, so haben sie dies auf dem eingereichten 
Konzernabschluß zu vermerken. 

(2) Die Konzernleitung hat in ihren Gesellschafts- 
blättern den Konzernabschluß zusammen mit ihrem 
Jahresabschluß bekanntzumachen und die Bekannt- 
machung zum Handelsregister ihres Sitzes (Haupt- 
niederlassung) einzureichen. 

(3) Das Gericht hat zu prüfen, ob der einge- 
reichle Konzernabschluß dem Absatz 1 entspricht, 
ob er nach Absatz 2 bekanntgemacht worden ist und 
ob die Bekanntmachung dem Absatz 4 entspricht. 
Ob der Konzernabschluß und der Konzerngeschäfts- 
bericht den gesetzlichen Vorschriften entsprechen, 
braucht es nicht zu prüfen. 

(4) Für die Veröffentlichungen und Vervielfälti- 
gungen des Konzernabschlusses und des Konzern- 
geschäftsberichts gilt § 144 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 
des Aktiengesetzes sinngemäß. 


VIERTER ABSCHNITT 
Schlußbestimmungen 
Artikel IV 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel V 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 20. Februar 1962 

Olienhauer und Fraktion 
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